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I. GRUNDREGELN FUR DIE BEZIEHUNG ZWISCHEN KUNDE
UND KREDITINSTITUT

A. Geltungsbereich und Anderungen der Allgemeinen
Geschiftsbedingungen

1. Geltungsbereich

Z 1. (1) Diese Allgemeinen Geschaftsbedingungen (im Folgenden
LAGB®) gelten fur die gesamte Geschaftsverbindung zwischen dem
Kunden und allen in- und auslandischen Geschaftsstellen des
Kreditinstituts und damit auch fir alle Rahmenvertrage fir
Zahlungsdienstleistungen, wie zum Beispiel den Girokontovertrag
oder den Kreditkartenvertrag. Vorrangig gelten Bestimmungen in
mit dem Kunden getroffenen Vereinbarungen oder in
Sonderbedingungen.

(2) Die Begriffe "Verbraucher" und "Unternehmer" werden im
Folgenden im Sinn des Konsumentenschutzgesetzes verstanden.
Verbraucher ist demnach jeder Kunde, fir den das mit dem
Kreditinstitut ab-geschlossene Geschafts nicht zum Be-trieb eines
Unternehmens gehdrt (Un-ternehmen ist jede auf Dauer angeleg-te
Organisation selbstandiger wirt-schaftlicher Tatigkeit, mag sie auch
nicht auf Gewinn gerichtet sein). Juristi-sche Personen des
offentlichen Rechts gelten immer als Unternehmer.

2. Anderungen

Z 2. (1) Anderungen dieser zwischen dem Kunden und dem
Kreditinstitut vereinbarten AGB gelten dem Kunden vom
Kreditinstitut spatestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen
Zeitpunkt ihres Inkrafttretens unter Hinweis auf die betroffenen
Bestimmungen angeboten. Die Zustimmung des Kunden gilt als
erteilt, wenn beim Kreditinstitut vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt
des Inkrafttretens kein Widerspruch des Kunden einlangt. Darauf
wird das Kreditinstitut den Kunden im Anderungsangebot
hinweisen. Das Anderungsanbot ist dem Kunden mitzuteilen. Diese
Mitteilung erfolgt grundsatzlich per Post an die letzte vom Kunden
bekannt gegebene Anschrift. Abweichend von diesem Grundsatz
wird das Kreditinstitut diese Mitteilung im Electronic- Banking unter
4Mitteilungen® vornehmen, sofern der Kunde mit dem Kreditinstitut
eine Vereinbarung zur Nutzung zumindest eines Electronic-
Banking-Produktes abgeschlossen hat. Diese elektronische
Mitteilung  erfolgt derart, dass das Kreditinstitut das
Anderungsangebot nicht mehr einseitig abéandern kann und der
Kunde die Méglichkeit hat, die Mitteilung bei sich abzuspeichern und
auszudrucken. Erfolgt eine solche elektronische Mitteilung Uber das
Electronic-_Banking, wird das Kreditinstitut den Kunden Uberdies
gleichzeitig davon in Kenntnis setzen, dass das Anderungsangebot
im Postfach des Electronic_-Banking verfigbar und abfragbar ist.
Dies geschieht je nach Vereinbarung durch Ubersenden eines
seperaten e-mails an die vom Kunden zuletzt bekannt gegebene e-
mail-Adresse oder eines separaten SMS an die vom Kunden fur den
Erhalt von SMS im Rahmen des Electronic- Banking zuletzt bekannt
gegebene Mobiltelefonnummer.

AuRerdem wird das Kreditinstitut eine Gegeniberstellung Uber die
von der Anderung der AGB betroffenen Bestimmungen sowie die
vollstandige Fassung der neuen AGB auf seiner Internetseite
veroffentlichen und diese in Schriftform dem Kunden auf dessen
Verlangen in ihren Geschaftsstellen aushandigen oder postalisch
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Ubermitteln. Das Kreditinstitut wird den Kunden mit der Mitteilung
liber die angebotene Anderung auf diese Méglichkeiten hinweisen.
(2) Im Falle einer solchen beabsichtigten Anderung der AGB
hat der Kunde, der Verbraucher ist, das Recht, seine
Rahmenvertrage fir Zahlungsdienstleistungen, insbesondere den
Girokontovertrag, vor dem Inkrafttreten der Anderung kostenlos
fristlos zu kiindigen. Darauf wird das Kreditinstitut im
Anderungsangebot hinweisen.

(3) Die Absétze (1) und (2) gelten auch fiir Anderungen von
Rahmenvertragen fur Zahlungsdienstleistungen, in denen die
Geltung dieser Geschaftsbedingungen zwischen Kunde und
Kreditinstitut vereinbart worden ist.

(4) Die vorstehenden Abséatze (1) und (2) finden auf die
Anderung der Leistungen des Kreditinstituts (einschlieRlich
Habenzinsen) und der Entgelte des Kunden (einschlieRlich
Sollzinsen) keine Anwendung. Far Entgelts- und
Leistungséanderungen gelten, sofern nicht mit dem Kunden
individuell vereinbart, ausschliellich Z 43 bis 46, soweit diese
Anderungen mit dem Kunden nicht individuell vereinbart werden.

B. Abgabe von Erklarungen

1. Auftrage des Kunden

Z 3. (1) Auftrage sind schriftlich zu erteilen. Der Kunde kann den
Auftrag auch auf einer fir diesen Zweck vom Kreditinstitut allenfalls
bereitgehaltenen Vorrichtung zur elektronischen Erfassung der
Unterschrift erteilen.

(2) Das Kreditinstitut ist jedoch auch berechtigt, die ihm
mittels Telekommunikation (insbesondere telefonisch, telegrafisch,
fernschriftlich, mittels Telefax oder Datenferniibertragung) erteilten
Auftrage durchzuflihren. Zur Durchfiihrung solcher Auftrage ist das
Kreditinstitut bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen nur
dann verpflichtet, wenn dies der Kunde mit dem Kreditinstitut
vereinbart hat.

(3) Das Kreditinstitut ist berechtigt, Auftrage in jeglicher Form,
die ihm im Rahmen der Geschaftsverbindung mit einem
Unternehmer erteilt werden, auf dessen Rechnung durchzufiihren,
wenn es ohne Verschulden zur Ansicht kommt, dass sie von diesem
stammen und der unwirksame Auftrag nicht dem Kreditinstitut
zurechenbar ist.

2. Einholung von Bestatigungen durch das Kreditinstitut Z 4.
Aus Grunden der Sicherheit ist das Kreditinstitut berechtigt,
insbesondere bei mittels Telekommunikation erteilten Auftragen vor
deren Ausfliihrung je nach Lage des Falles auf dem gleichen oder
auch einem anderen Kommunikationsweg eine
Auftragsbestatigung einzuholen.

3. Erklarungen des Kreditinstituts

Z 5. (1) Die mittels Telekommunikation gemachten Mitteilungen und
Erklarungen des Kreditinstituts gelten — sofern keine abweichenden
schriftlichen Vereinbarungen getroffen wurden oder Usancen der
Kreditinstitute bestehen — vorbehaltlich schriftlicher Bestatigung.
Dies gilt nicht gegenuber Verbrauchern.

(2) Erklarungen und Informationen, die das Kreditinstitut dem
Kunden mitzuteilen oder zugéanglich zu machen hat, erhalt der
Kunde auf Papier (insbesondere mittels Kontoauszug) oder auf
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einem anderen dauerhaften Datentrage (z.B. in elektronischer
Form), wenn dies der Kunde mit dem Kreditinstitut vereinbart hat.

(3) Die gemaR § 8 Verbraucherzahlungskontogesetz zu erstellende
Entgeltaufstellung wird dem Kunden, der Verbraucher ist, bei
Zahlungskonten vierteljahrlich und bei Beendigung der
Geschaftsbeziehung in jeder Form, die mit dem Kun-den vereinbart
ist, mitteilen bzw. zur Verfugung halten sowie auf Verlangen in jeder
Filiale in Papierform und im interret—Electronic Banking zur

Verfligung halten.—{Bieser—Absatz—giltab—dem—in—§ 36 VZKG
festgesetzten Zeitpunkt).

C. Verfiigungsberechtigung nach dem Tod des Kunden

Z 6. (1) Das Kreditinstitut wird, sobald es vom Ableben eines Kunden
Kenntnis erhalt, Dispositionen aufgrund eines Beschlusses des
Abhandlungsgerichts oder der Einantwortungsurkunde zulassen.
Verfigungen  eines  einzelverfigungsberechtigten  Konto-/
Depotinhabers Uber das Gemeinschaftskonto/-depot werden durch
diese Regelung nicht berlhrt.

(2) Zeichnungsberechtigungen erléschen nicht durch den Tod des
Kunden, wenn sie von einem Unternehmer fiir ein Geschéaftskonto
erteilt wurden. Konten eines Unternehmers gelten im Zweifel als
Geschaftskonten.

D. Pflichten und Haftung des Kreditinstituts

1 Informatlonspfllchten

7. (1) Uber-die-gesetzlichenInformationspflichten-hinaus-treffen
das—KFedﬂmah@ut—maﬂge#s—emepgesendeﬁenA#eFembaﬂmg—keme
Das Kreditinstitut ist-daher— soweit keine gesetzliche oder
vertragliche Verpflichtung besteht — nicht verpflichtet, den Kunden
Uber drohende Kursverluste, Giber den Wert oder die Wertlosigkeit
anvertrauter Gegensténde oder Uber Umstande, die den Wert
dieser Gegenstande beeintrachtigen oder gefahrden kénnten, zu
unterrichten oder dem Kunden sonstige Ratschlage oder Auskinfte
zu erteilen.

(2) Gegenliber Unternehmern gelten die Bestimmungen des dritten
Hauptstiicks des Zahlungsdienste-Gesetzes 2018 (Transparenz
der Vertragsbedingungen und Informationspflichten fir
Zahlungsdienste) nicht.

2. Ausfiihrung von Auftragen

Z 8. (1) Einen Auftrag, der seinem Inhalt nach typischerweise die
Heranziehung eines Dritten erforderlich macht, erfillt das
Kreditinstitut durch Betrauung eines Dritten im eigenen Namen.
Wahlt das Kreditinstitut den Dritten aus, so haftet es fur die
sorgféltige Auswahl.

(2) Das Kreditinstitut ist verpflichtet, dem Kunden (ber
dessen Aufforderung die etwa bestehenden Anspriiche gegen den
Dritten abzutreten.

(3) Darlber  hinaus  haftet das  Kreditinstitut  fir
Zahlungsdienste innerhalb des Europaischen Wirtschaftsraumes
(EWR) in Euro oder einer anderen Wahrung eines EWR-
Vertragsstaates gegeniiber Verbrauchern

- wenn der Zahlungsvorgang vom Zahler direkt ausgeldst wird far
die ordnungsgemafie Ausflihrung des Zahlungsvorgangs bis
zum Eingang beim Zahlungsdienstleister des Empfangers;

- wenn der Zahlungsauftrag vom Zahlungsempfanger oder liber
diesen ausgeldst wird fir die ordnungsgemaRe Ubermittlung
des Zahlungsauftrags an den Zahlungsdienstleister des
Zahlers sowie fir alle von ihm zu verantwortenden Entgelte und
Zinsen, die dem Verbraucher infolge der nicht erfolgten,
fehlerhaften oder verspateten Ausfiihrung des
Zahlungsvorgangs in Rechnung gestellt werden.

Z 9. entfallt.
E. Mitwirkungspflichten und Haftung des Kunden
1. Einleitung

Z 10. Der Kunde hat im Verkehr mit dem Kreditinstitut insbesondere
die im folgenden angefuhrten Mitwirkungspflichten zu beachten;

deren Verletzung fihrt-kann zu Schadenersatzpflichten des Kunden
oder zur Minderung seiner Schadenersatzanspriiche gegen das
Kreditinstitut fuhren.

2. Bekanntgabe wesentlicher Anderungen a) Name oder
Anschrift

Z 11. (1) Der Kunde hat dem Kreditinstitut Anderungen seines
Namens, seiner Firma, seiner Anschrift oder der Anschrift einer
anderen von ihm namhaft gemachten Empfangsstelle, der von ihm
bekanntgegebenen  E-Mail-Adresse  sowie  Telefon- oder
Mobiltelefonnummer unverziiglich schriftlich mitzuteilen.

(2) Gibt der Kunde Anderungen der Anschrift nicht bekannt, gelten
schriftliche Erklarungen des Kreditinstituts als zugegangen, wenn
sie an die letzte vom Kunden dem Kreditinstitut bekannt gegebene
Anschrift gesendet wurden.

b) Vertretungsberechtigung

Z 12. (1) Der Kunde hat dem Kreditinstitut das Erléschen oder
Anderungen einer diesem bekannt gegebenen
Vertretungsberechtigung — einschliellich der Verfligungs- und
Zeichnungsberechtigung (Z 31 und 32) — unverziglich schriftlich
mitzuteilen und durch geeignete Urkunden nachzuweisen.

(2) Eine dem Kreditinstitut bekannt gegebene
Vertretungsberechtigung gilt bis zur schriftlichen Mitteilung des
Erléschens oder einer Anderung im bisherigen Umfang weiter, es
sei denn, dass dem Kreditinstitut das Erléschen oder die Anderung
bekannt oder aus grober Fahrldssigkeit unbekannt war. Dies gilt
insbesondere auch dann, wenn das Erléschen oder die Anderung
der Vertretungsberechtigung in einem oOffentlichen Register
eingetragen und eine diesbezligliche Verdffentlichung erfolgt ist.

Z 12a. Der Kunde hat bei der Begrindung jeder
Geschaftsbeziehung und bei Inanspruchnahme  einer
gelegentlichen Transaktion dem Kreditinstitut mitzuteilen, ob er die
Geschaftsbeziehung und/oder die Transaktion auf eigene oder auf
fremde Rechnung bzw. im fremden Auftrag betreiben will.
Diesbeziigliche ~ Anderungen wahrend der  aufrechten
Geschaftsbeziehung hat der Kunde von sich aus dem Kreditinstitut
unverzlglich bekannt zu geben.

c) Geschaftsfahigkeit; Auflosung der Gesellschaft

Z 13. Jeder Verlust und jede Einschrankung der Geschaftsfahigkeit
des Kunden sind dem Kreditinstitut unverziglich schriftlich
anzuzeigen. Ist der Kunde eine Gesellschaft oder eine juristische
Person, so ist auch deren Auflésung dem Kreditinstitut sowie der
Verlust und jede Einschrénkung der Geschéaftsfahigkeit von
vertretungsbefugten Personen unverziglich bekannt zu geben.

3. Klarheit von Auftragen

Z 14. (1) Der Kunde hat fiir eine klare und eindeutige Formulierung
seiner Auftrage an das Kreditinstitut zu sorgen. Abanderungen,
Bestatigungen oder Wiederholungen missen ausdricklich als
solche gekennzeichnet sein.

(2) Will der Kunde dem Kreditinstitut besondere Weisungen fir die
Ausfuhrung von Auftrdgen geben, so hat er dies dem Kreditinstitut
gesondert und ausdricklich, bei formularmaRig erteilten Auftragen
aullerhalb des Formulars, mitzuteilen. Dies gilt vor allem dann,
wenn die Ausfiihrung des Auftrags besonders eilbedirftig oder an
bestimmte Fristen und Termine gebunden ist.

4. Sorgfalt bei Verwendung von Telekommunikationsmitteln,
Sperre

Z 15. (1) Der Kunde hat bei der Nutzung eines
Zahlungsinstrumentes, das vereinbarungsgemaf® zur Erteilung
eines Auftrags an das Kreditinstitut verwendet werden kann, alle
zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um die personalisierten
Sicherheitsmerkmale vor unbefugten Zugriffen zu schitzen, sowie
den Verlust, den Diebstahl, die missbrauchliche Verwendung oder
die sonst nicht autorisierte Nutzung des Zahlungsinstrumentes
unverzlglich dem Kreditinstitut oder der von diesem benannten
Stelle  anzuzeigen, sobald er davon Kenntnis hat.
Zahlungsausldsedienstleister und Kontoinformationsdienstleister
gelten nicht als ,Unbefugte” im Sinne dieser Bestimmung.
Unternehmer haften fur Schaden, die dem Kreditinstitut aus der
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Verletzung dieser Sorgfaltspflichten entstehen, bei jeder Art des
Verschuldens des Unternehmers betraglich unbegrenzt.
(2) Das Kreditinstitut ist berechtigt, Zahlungsinstrumente, die es an
den Kunden ausgegeben hat, zu sperren, wenn
a) objektive Griinde im Zusammenhang mit der Sicherheit des
Zahlungsinstruments dies rechtfertigen, oder
b) der Verdacht einer nicht autorisierten oder betriigerischen
Verwendung des Zahlungsinstruments besteht, oder
c) der Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen im Zusammenhang
mit einer mit dem Zahlungsinstrument verbundenen Kreditlinie
(Uberschreitung des Uberziehungsrahmens oder eingerdumte
Kontoliberziehungeder—Jberziehung) nicht nachgekommen ist
und
i) entweder die Erflllung dieser Zahlungsverpflichtungen
aufgrund einer Verschlechterung oder Gefahrdung der
Vermogenslage des Kunden oder eines Mitverpflichteten
gefahrdet ist oder
ii) beim Kunden die Zahlungsunfahigkeit eingetreten ist oder
dies unmittelbar droht.
Das Kreditinstitut wird den Kunden — soweit eine Bekanntgabe der
Sperre oder der Griinde fir die Sperre nicht eine gerichtliche oder
verwaltungsbehordliche Anordnung verletzen bzw. 6sterreichischen
oder gemeinschaftsrechtlichen Rechtsnormen oder objektiven
Sicherheitserwagungen zuwiderlaufen wiirde — von einer solchen
Sperre und deren Grinde moglichst vor, spatestens aber
unverziglich  nach  der Sperre informieren. Dieselbe
Vorgehensweise gilt, wenn das kontofiihrende Kreditinstitut einem
Kontoinformationsdienstleister des Kunden den Zugang zum Konto
verweigert.
(3) Die Bestimmungen dieses Punktes gelten auch fiir Instrumente,
die auBerhalb der Zahlungsdienste vereinbarungsgemal zur
Erteilung eines Auftrags (z.B. Auftrdge zum Kauf oder Verkauf von
Wertpapieren) an das Kreditinstitut verwendet werden konnen.
5. Erhebung von Einwendungen
Z 16. (1) Der Kunde hat Erklarungen des Kreditinstituts, die sich
nicht auf Zahlungsdienste beziehen (wie z.B. Bestatigungen von
erteilten Auftrdgen zu Finanzinstrumenten und Anzeigen tber deren
Ausfiihrung und Abschlussbestatigungen; Auszlge,
Rechnungsabschliisse und sonstige Abrechnungen im Kredit- und
Fremdwahrungsgeschéft; Depotausziige bzw. -aufstellungen), auf
ihre Vollstandigkeit und Richtigkeit zu Uberpriifen und etwaige
Einwendungen unverziglich, Iangstens innerhalb von zwei Monaten
zu erheben.
(2) Gehen dem Kreditinstitut gegen einen Kontoabschluss,
der kein Zahlungskonto betrifft, innerhalb von zwei Monaten keine
schriftichen Einwendungen zu, so gilt dieser Abschluss als
genehmigt. Der Kunde kann auch nach Fristablauf eine
Berichtigung des Kontoabschlusses verlangen, muss dann aber
beweisen, dass zu Unrecht sein Konto belastet oder eine ihm
zustehende Gutschrift nicht erteilt wurde. Das Kreditinstitut wird den
Kunden jeweils bei Beginn der Frist auf die Folgen des
Unterbleibens einer zeitgerechten Einwendung hinweisen.
(3) Im Falle einer aufgrund eines nicht autorisierten oder
fehlerhaft ausgefihrten Zahlungsvorganges erfolgten Belastung
seines Girokontos kann der Kunde jedenfalls dann eine
Berichtigung durch das Kreditinstitut erwirken, wenn er das
Kreditinstitut  unverziiglich nach Feststellung eines nicht
autorisierten oder fehlerhaft ausgeflihrten Zahlungsvorganges,
jedoch spatestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung hiervon
unterrichtet hat. Die Befristungen gelten nicht, wenn das
Kreditinstitut dem Kunden die in Z 39 Abs 9 dieser Bedingungen
vorgesehenen Informationen zu dem betreffenden
Zahlungsvorgang nicht mitgeteilt oder zuganglich gemacht hat.
Durch diese Bestimmung werden andere Anspriiche des Kunden
auf Berichtigung nicht ausgeschlossen.
(4) Das Kreditinstitut wird dem Kunden den Betrag eines nicht
autorisierten Zahlungsvorgangs unverzuglich, auf jeden Fall aber
spatestens bis zum Ende des folgenden Geschaftstags erstatten,
nachdem es von dem Zahlungsvorgang Kenntnis erhalten hat oder
dieser ihm angezeigt wurde. Die Erstattung erfolgt dadurch, dass
das belastete Konto wieder auf den Stand gebracht wird, auf dem
es sich ohne den nicht autorisierten Zahlungsvorgang befunden
hatte, wobei der Betrag auf dem Zahlungskonto des Zahlers
spatestens zum Tag der Kontobelastung wertzustellen ist. Hat das
Kreditinstitut der Finanzmarktaufsicht berechtigte Griinde fiir den

Verdacht, dass ein betriigerisches Verhalten des Kunden vorliegt,
schriftlich mitgeteilt, hat das Kreditinstitut seine
Erstattungsverpflichtung unverziiglich zu prifen und zu erfillen,
wenn _sich der Betrugsverdacht nicht bestatigt. Wurde die
Uberweisung iiber einen Zahlungsausldsedienstleister ausgeldst,
so trifft die Erstattungsverpflichtung das Kreditinstitut.

{4)(5) Gegenlber Unternehmern verkirzt sich die Frist gem Abs
3 von 13 Monaten auf drei Monate.

Z 17. entféllt.

6. Ubersetzungen

Z 18. Fremdsprachige Urkunden aller Art sind dem Kreditinstitut auf
Verlangen auch in deutschsprachiger Ubersetzung, die von einem
gerichtlich beeideten Ubersetzer beglaubigt ist, vorzulegen.

F. Erfiillungsort; Rechtswahl; Gerichtsstand;
Beschwerdeverfahren und alternative Streitbeilegung

1. Erfiillungsort

Z 19. Erfullungsort fiir beide Teile sind die Geschaftsraume jener
Stelle des Kreditinstituts, mit der das Geschaft abgeschlossen
wurde. Fir die Erflllung von Geldschulden eines Verbrauchers gilt
§ 6a Konsumentenschutzgesetz.

2. Rechtswahl

Z 20. Fur alle Rechtsbeziehungen zwischen dem Kunden und dem
Kreditinstitut gilt sterreichisches Recht. Der Verbraucher kann sich
jedoch auf den Schutz der zwingenden Bestimmungen des im Staat
seines gewdhnlichen Aufenthalts geltenden Rechts berufen.

3. Gerichtsstand

Z 21. (1) Klagen eines Unternehmers gegen das Kreditinstitut
kénnen nur beim sachlich zustandigen Gericht am Sitz der
Hauptniederlassung des Kreditinstituts erhoben werden. Dieser
Gerichtsstand ist auch fiir Klagen des Kreditinstituts gegen einen
Unternehmer malgeblich, wobei das Kreditinstitut berechtigt ist,
seine Rechte auch bei jedem anderen ortlich und sachlich
zustandigen Gericht geltend zu machen.

(2) Der fir Klagen eines Verbrauchers oder gegen einen
Verbraucher bei Vertragsabschluss mit dem Kreditinstitut gegebene
allgemeine Gerichtsstand in Osterreich bleibt auch dann erhalten,
wenn der Verbraucher nach Vertragsabschluss seinen Wohnsitz ins
Ausland verlegt und 6sterreichische gerichtliche Entscheidungen in
diesem Land vollstreckbar sind.

4. Beschwerdeverfahren beim Kreditinstitut; alternative
Streitbeilegung

Z 21a. (1) Fur die Beilegung von auflergerichtlichen Streitigkeiten

mit dem Kreditinstitut besteht die Mdglichkeit, die gemeinsame

Schlichtungsstelle der Osterreichischen Kreditwirtschaft wie folgt zu

kontaktieren:

Gemeinsame Schlichtungsstelle der Osterreichischen

Kreditwirtschaft, 1045 Wien, Wiedner Hauptstral3e 63

Telefon: +43 (1) 505-4298

Fax: +43 (0)590900-118337

E-Mail: office@bankenschlichtung.at

Internet: www.bankenschlichtung.at

(2) Der Kunde hat auch die Mdglichkeit sich mit seiner Beschwerde
an die Osterreichische Finanzmarktaufsicht (FMA), Wien,
OttoWagner-Platz 5, 1090 Wien, zu wenden.

G. Beendigung der Geschéftsverbindung

1. Ordentliche Kiindigung in der Geschéftsverbindung mit
Unternehmern

Z 22. Soweit keine Vereinbarung auf bestimmte Zeit vorliegt, kénnen
das Kreditinstitut und der Kunde die gesamte Geschaftsverbindung
oder einzelne Teile davon (auch Kreditvertrage und
Rahmenvertrage  fuir  Zahlungsdienste  wie insbesondere
Girokontovertrage) jederzeit unter Einhaltung einer angemessenen
Frist kundigen. Im Voraus bezahlte Entgelte werden nicht
riickerstattet.
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2. Ordentliche Kiindigung in der Geschaftsverbindung mit
Verbrauchern

Z 23. (1) —Der—Kunde —kann —einen —Rahmenvertrag —fur

Zahlungsdienste, insbesondere den Girokontovertrag, jederzeit

kostenlos ohne Einhaltung einer Kindigungsfrist kiundigen. Das

Recht zur kostenlosen und fristiosen Kiindigung eines
Rahmenvertrags fur  Zahlungsdienste, insbesondere des
Girokontovertrags, anlasslich einer  vom Kreditinstitut

vorgeschlagenen Anderung der AGB oder eines Rahmenvertrags
fur Zahlungsdienste, insbesondere des Girokontovertrags (Z 2),
bleibt unberuhrt.

(2) Alle Ubrigen auf unbestimmte Zeit abgeschlossenen
Vertrdge mit dem Kreditinstitut kann der Kunde jederzeit unter
Einhaltung einer angemessenen Kiindigungsfrist kiindigen.

(3) Das Kreditinstitut  kann auf unbestimmte Zeit
abgeschlossene Rahmenvertrage fur Zahlungsdienste
(insbesondere  Girokontovertrage) und Kreditvertrdage unter
Einhaltung einer Kiindigungsfrist von zwei Monaten kiindigen.

(4) Alle Ubrigen auf unbestimmte Zeit abgeschlossenen
Vertrage kann das Kreditinstitut jederzeit unter Einhaltung einer
angemessenen Kiindigungsfrist kiindigen.

3. Kiindigung aus wichtigem Grund

Z 24. (1) Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes koénnen das

Kreditinstitut und der Kunde ungeachtet einer Vereinbarung auf

bestimmte Dauer die gesamte Geschéaftsverbindung oder einzelne

Teile davon jederzeit mit sofortiger Wirkung kuindigen.

(2) Ein wichtiger Grund, der das Kreditinstitut zur Kindigung

berechtigt, liegt insbesondere vor, wenn dadurch die Erflllung der

Verbindlichkeit gegenliber dem Kreditinstitut gefahrdet ist. Eine

solche Gefahrdung kann insbesondere eintreten, wenn: - sich in der

(den) Erfiillungssicherheit(en) wesentliche Anderungen ergeben,

insbesondere wenn im Wert der bestellten Sicherheiten gegenutber

dem Zeitpunkt der

Krediteinraumung wesentliche Anderungen eintreten und dem

Kreditinstitut keine entsprechenden Sicherheiten angeboten
werden, welche die erhdhte Risikosituation bertcksichtigen,

- eine Verschlechterung oder Gefahrdung der
Vermdgensverhaltnisse des Kunden oder eines Mitverpflichteten
eintritt,

- der Kunde unrichtige Angaben Uber wesentliche Teile seiner
Vermdgensverhaltnisse oder sonstige wesentliche Umstande
gemacht__hat und die unrichtigen Angaben flr den
Vertragsabschluss ausschlaggebend waren bzw. die Bank den
Vertrag in Kenntnis der wahren Sachlage nicht abgeschlossen
hatte oder sonstige wesentliche Vertragsbestimmungen verletzt.

4. Rechtsfolgen
Z 25. (1) Mit Beendigung der gesamten Geschaftsverbindung oder
einzelner Teile davon werden daraus geschuldete Betrage sofort
fallig. Der Kunde ist au3erdem verpflichtet, das Kreditinstitut von
allen fir ihn Gbernommenen Verpflichtungen zu befreien.
(2) Weiters ist das Kreditinstitut berechtigt, alle fur den
Kunden Ubernommenen Verpflichtungen zu kindigen und mit
Wirkung fur den Kunden auszugleichen sowie unter Vorbehalt des
Eingangs erfolgte Gutschriften sofort riickzubelasten. Anspriiche
aus Wertpapieren, insbesondere Wechsel und Scheck, kbnnen vom
Kreditinstitut bis zur Abdeckung eines etwa vorhandenen
Schuldsaldos geltend gemacht werden.
3) Im Falle der Beendigung der  gesamten
Geschaftsverbindung oder einzelner Geschéaftsbeziehungen wird
das Kreditinstitut dem Kunden, der Verbraucher ist, die fiir einen
bestimmten Zeitraum im Voraus bezahlten Entgelte fur
Zahlungsdienste anteilig erstatten. RegelmaRig erhobene
Zahlungsdienstentgelte sind nur anteilmaRig bis zur Kiindigung des
Vertrags durch den Kunden zu entrichten.

3)4) {4) Die AGB gelten auch nach Beendigung der
Geschaftsverbindung bis zur voélligen Abwicklung weiter.

H. Auszahlungsverweigerungsrecht

Z 26. (1) Das Kreditinstitut darf die Auszahlung des Kreditbetrags
aus sachlich gerechtfertigten Griinden verweigern.

(2) Sachlich gerechtfertigte Griinde im Sinne des Abs 1 liegen
dann vor, wenn sich nach Vertragsabschluss Umstande ergeben,
die eine Verschlechterung der Vermdgenslage des Kreditnehmers
oder eine Entwertung bedungener Sicherheiten in einem solchen
Ausmal erweisen, dass die Rickzahlung des Kredites oder die
Entrichtung der Zinsen selbst bei Verwertung der Sicherheiten
gefahrdet sind, oder beim Kreditinstitut der objektiv begriindete
Verdacht ergibt, dass der Kreditbetrag durch den Kreditnehmer auf
eine vertrags- oder gesetzeswidrige Art verwendet wird.

(3) Verbrauchern hat das Kreditinstitut diese Absicht
unverziglich auf Papier oder einem anderen dauerhaften
Datentrager unter Angabe der Griinde mitzuteilen. Die Angabe der
Grinde hat zu unterbleiben, soweit dadurch die &ffentliche
Sicherheit oder Ordnung gefahrdet wirde.

ll.Bankauskunft

Z 27. Allgemein gehaltene bankubliche Auskinfte Uber die
wirtschaftliche Lage eines Unternehmens werden, soweit keine
Verpflichtung hierzu besteht, nur unverbindlich und gegeniiber
Unternehmern nur schriftlich erteilt.

lIl. EROFFNUNG UND FUHRUNG VON KONTEN UND DEPOTS
A. Anwendungsbereich

Z 28. Soweit nichts anderes bestimmt wird, gelten die im Folgenden
fur Konten getroffenen Regelungen auch fiir Depots.

B. Er6ffnung von Konten

Z 29. Bei Eréffnung eines Kontos hat der kinftige Kontoinhaber
seine Identitat nachzuweisen. Konten werden unter dem Namen
oder der Firma des Kontoinhabers und einer Nummer gefiihrt.

C. Unterschriftsproben

Z 30. Diejenigen Personen, die uber Konto und Depot
verfligungsberechtigt bzw. zeichnungsberechtigt sein sollen, haben
beim Kreditinstitut ihnre Unterschrift zu hinterlegen. Das Kreditinstitut
wird schriftliche Dispositionen im Rahmen der Kontoverbindung mit
dem Kunden aufgrund der hinterlegten Unterschriften zulassen.

D. Verfiilgungsberechtigung und Zeichnungsberechtigung

1. Verfiigungsberechtigung

Z 31. Zur Verfligung Uber das Konto ist lediglich der Kontoinhaber
berechtigt. Zu seiner Vertretung sind nur jene Personen befugt,
deren Vertretungsberechtigung sich aus dem Gesetz ergibt oder
denen ausdricklich und schriftlich eine Vollmacht zur Verfigung
Uber dieses Konto erteilt wurde; sie haben ihre Identitdt und
Vertretungsberechtigung nachzuweisen. Bei Vorsorgevollmachten,
deren Wirksamkeit (insbesondere der Eintritt der
Geschaftsunfahigkeit) im Osterreichischen Zentralen
Vertretungsverzeichnis registriert wurde, gentigt eine Vollmacht, die
allgemein die Verfigung uber die Konten des Vollmachtgebers
umfasst.

2. Zeichnungsberechtigung

Z 32. (1) Der Kontoinhaber kann anderen Personen ausdrucklich
und schriftlich eine Zeichnungsberechtigung erteilen. Der
Zeichnungsberechtigte hat dem Kreditinstitut seine Identitat
nachzuweisen. Der Zeichnungsberechtigte ist ausschlieRlich zur
Vornahme und zum Widerruf von Dispositionen Uber die
Kontoforderung befugt.

(2) Die Zeichnungsberechtigung lber ein Depot umfasst auch die
Befugnis, Wertpapiere im Rahmen der vorhandenen Deckung und
der gemall Wertpapieraufsichtsgesetz erhobenen Informationen
(Anlageziel, Risikobereitschaft, etc.) des Depotinhabers zu kaufen
und verkaufen.

E. Besondere Kontoarten
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1. Subkonto

Z 33. Zu einem Konto kénnen Subkonten gefiihrt werden. Selbst
wenn diese mit einer Subbezeichnung versehen werden, ist dem
Kreditinstitut gegeniber ausschlief3lich der Kontoinhaber berechtigt
und verpflichtet.

2. Treuhandkonto

Z 34. Bei Treuhandkonten ist dem Kreditinstitut gegeniber
ausschlieBlich der Treuhander als Kontoinhaber berechtigt und
verpflichtet.

3. Gemeinschaftskonto

Z 35. (1) Ein Konto kann auch fiir mehrere Inhaber eréffnet werden
(Gemeinschaftskonto). Verfligungen uber das Konto, insbesondere
dessen SchlieBung sowie die Erteilung und der Widerruf von
Zeichnungsberechtigungen, koénnen nur von allen Inhabern
gemeinsam vorgenommen werden. Jeder Kontoinhaber kann sich
im Einzelfall durch einen eigens dazu Bevoliméachtigten vertreten
lassen.

(2) Fir Verpflichtungen aus dem Konto haften alle Inhaber zur
ungeteilten Hand.

(3) Wurde nicht ausdriicklich anderes vereinbart, so ist jeder
Kontomitinhaber allein berechtigt, Uber die Kontoforderung zu
disponieren. Diese Berechtigung umfasst auch die Befugnis,
Wertpapiere im Rahmen der vorhandenen Deckung und der geman
Wertpapieraufsichtsgesetz erhobenen gemeinsamen Informationen
(Anlageziel, Risikobereitschaft etc.) aller Depotinhaber zu kaufen
und verkaufen. Sie wird jedoch durch den ausdriicklichen
Widerspruch eines anderen Kontoinhabers beendet; in diesem Fall
sind nur alle Mitinhaber gemeinsam berechtigt.

Z 36. entféllt.

4. Fremdwahrungskonto

Z 37. Die Verpflichtung des Kreditinstituts zur Ausfiihrung einer
Verfligung zu Lasten eines Fremdwahrungsguthabens oder zur
Erfillung einer Fremdwahrungsverbindlichkeit ist in dem Umfang
und solange ausgesetzt, wie das Kreditinstitut in der Wahrung, auf
die das Fremdwahrungsguthaben oder die Verbindlichkeit lautet,
wegen politisch bedingter Mallnahmen oder Ereignisse im Lande
dieser Wahrung nicht oder nur eingeschrankt verfligen kann. In dem
Umfang und solange diese MaRnahmen oder Ereignisse andauern,
ist das Kreditinstitut auch nicht zu einer Erfiillung an einem anderen
Ort auRerhalb des Landes der Wahrung, in einer anderen Wahrung
(auch nicht in Euro) oder durch Anschaffung von Bargeld
verpflichtet. Die Verpflichtung des Kreditinstituts zur Ausfiihrung
einer Verfligung zu Lasten eines Fremdwahrungsguthabens ist
dagegen nicht ausgesetzt, wenn sie das Kreditinstitut vollstandig im
eigenen Haus ausfiihren kann. Das Recht des Kunden und des
Kreditinstituts, fallige gegenseitige Forderungen in derselben
Wahrung miteinander zu verrechnen, bleibt von den vorstehenden
Regelungen unberihrt.

F. Kontoabschliisse und Depotaufstellungen

Z 38. (1) Mangels anderer Vereinbarung schlielt das Kreditinstitut
Konten vierteljahrlich ab. Die im Vierteljahr jeweils angefallenen
Zinsen und Entgelte sind Teil des Abschlusssaldos, der in der Folge
weiter verzinst wird ("Zinseszinsen"). Depotaufstellungen werden
vierteljahrlich erteilt.

(2) Das Kreditinstitut halt dem Kunden den Kontoauszug mit dem
Rechnungsabschluss/die  Depotaufstellung bei der konto-
/depotfiihrenden Stelle bereit.

IV. GIROVERKEHR
A. Uberweisungsauftrige

Z 39. (1) Bei Uberweisungsauftrigen zugunsten eines Empfangers,
dessen Konto bei einem Zahlungsdienstleister innerhalb
Osterreichs und  anderer Staaten des Européaischen
Wirtschaftsraums (EWR) oder der Schweiz gefihrt wird, hat der
Kunde den Empfanger mit dessen International Bank Account

Number (IBAN) zu bezeichnen.-Hat-der-Zahlungsdienstleister-des
Empfi ! Sitz in-ei Mital EWR

. . ) : iz_so-istbi 31 s 2016
e
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(2) Bei Uberweisungsauftragen zugunsten eines Empféangers,
dessen Konto bei einem Zahlungsdienstleister aulerhalb des EWR
und der Schweiz gefiihrt wird, hat der Kunde den Empfanger mit
dessen Namen zu bezeichnen sowie:

- mit Kontonummer des Empfangers und entweder Name,

Bankleitzahl oder BIC des Zahlungsdienstleisters des
Empfangers oder
- mit der IBAN des Empfangers und dem BIC des

Zahlungsdienstleisters des Empfangers.
(3) Die Angaben zu IBAN und BIC bzw. Kontonummer und
Name/Bankleitzahl/BIC des Zahlungsdienstleisters des
Empfangers, die vom Kunden im Rahmen der Abs 1 und 2 zu
machen sind, stellen den Kundenidentifikator des Empfangers dar,
an Hand dessen der Uberweisungsauftrag ausgefiihrt wird. Dariiber
hinaus_gehende Angaben zum Empfénger wie insbesondere der
Name des Empfangers sind nicht Teil dieses Kundenidentifikators
und bleiben bei Ausfilhrung der Uberweisung unbeachtet.
(4) Der im Uberweisungsauftrag angegebene
Verwendungszweck ist fur das Kreditinstitut in jedem Fall
unbeachtlich.
(5) Die Ubernahme eines Uberweisungsauftrags durch das
Kreditinstitut begriindet allein noch keinerlei Rechte eines Dritten
gegenuber dem Kreditinstitut.
(6) Das Kreditinstitut ist zur Durchfihrung eines
Uberweisungsauftrags nur dann verpflichtet, wenn dafiir auf dem
angegebenen Konto des Kunden vollstandige Deckung (Guthaben,
eingeraumte Kontouberziehungeingerdumter-Rahmen) vorhanden
ist.
(7) Der Kunde ist berechtigt, flir die Erteilung eines
Uberweisungsauftrags auch einen Zahlungsauslésedienst zu
beauftragen, sofern das Zahlungskonto online zuganglich ist. Beim
Kreditinstitut oder bei einem vom Kunden beauftragten
Zahlungsauslésedienst _eingegangene Uberweisungsauftrage (Z
39a) kénnen vom Kunden nicht einseitig widerrufen werden. Ist zu
einem Uberweisungsauftrag ein spaterer Durchfiihrungstermin
vereinbart, tritt die Unwiderruflichkeit erst mit Ablauf des dem
Durchfiihrungstermin vorangehenden Geschaftstages ein.
(8) Sofern das Kreditinstitut die Durchfiihrung eines
Uberweisungsauftrages ablehnt, wird es den Kunden in der mit dem
Kunden vereinbarten Form so rasch wie moglich, jedenfalls aber
innerhalb der in Z 39a Abs 3 genannten Fristen, Uber die Ablehnung
und dariiber informieren, wie der Uberweisungsauftrag berichtigt
werden kann, um die Durchfiihrung kinftig zu ermdglichen. Die
Angabe eines Grundes fiir die Ablehnung wird nur erfolgen, sofern
dies nicht einen Versto® gegen Osterreichische oder
gemeinschaftsrechtliche Rechtsvorschriften bzw. eine gerichtliche
oder verwaltungsbehoérdliche Anordnung darstellen  wirde.
Uberweisungsauftrage, die das Kreditinstitut berechtigterweise
ablehnt, l6sen die in Z 39a dieser Bedingungen vereinbarten
Ausfuhrungs-fristen nicht aus.
£8)(9) {9}———Informationen Uber ausgefihrte
Uberweisungsauftrage (Referenz, Betrag, Wahrung, Entgelte,
Zinsen, Wechselkurs, Wertstellung der Belastung) und sonstige zu
Lasten seines Kontos ausgeflihrte Zahlungen, insbesondere im
Rahmen eines Lastschriftverfahrens, werden dem Kunden, der
Verbraucher ist, - sofern noch nicht anlasslich der jeweiligen
Transaktion im Kontoauszug ausgewiesen - auf Anfrage einmal
monatlich kostenlos vom Kreditinstitut auf die mit dem Kunden im
Kontovertrag vereinbarte Weise derart zuganglich gemacht, dass er
diese unverandert aufbewahren und reproduzieren kann. Darliber
hinaus kann der Kunde vom Kreditinstitut verlangen, dass diese
Informationen  einmal  monatlich gegen  angemessenen
Kostenersatz tGbermittelt werden.
Ausfiihrungsfristen
Z 39a. (1) Zahlungsauftrage, die nach den fir die jeweilige
Zahlungsart vom Kreditinstitut festgelegten und dem Kunden
mitzuteilenden Zeitpunkten nahe am Ende des Geschaftstages oder
an einem Tag, der kein Geschéftstag ist, bei dem Kreditinstitut
einlangen, werden so behandelt, als seien sie am folgenden
Geschaftstag eingegangen. Zusatzlich verdffentlicht das
Kreditinstitut diese Zeitpunkte in den ,Allgemeinen Informationen zu
Zahlungsdienstleistungen fur Verbraucher®, die es elektronisch auf
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seiner Homepage bereit-halt. Als Geschéftstag gilt jeder Tag, an
dem das Kreditinstitut gedffnet hat und den fir die Ausfiihrung von
Zahlungsvorgangen erforderlichen Geschéaftsbetrieb unterhalt. (2)
Wird zwischen dem Kunden, der einen Zahlungsauftrag erteilt, und
dem Kreditinstitut vereinbart, dass die Ausfuhrung eines
Zahlungsauftrages zu einem bestimmten Tag oder am Ende eines
bestimmten Zeitraumes oder an dem Tag, an dem der Kunde dem
Kreditinstitut den Geldbetrag zur Verfligung stellt, beginnen soll, so
gilt der vereinbarte Termin als Zeitpunkt des Eingangs. Fallt der
vereinbarte Termin nicht auf einen Geschaftstag des Kreditinstituts,

so wird der Zahlungsauftrag so behandelt, als sei er am
darauffolgenden Geschéaftstag eingegangen.

3) Das Kreditinstitut stellt sicher, dass nach dem
Eingangszeitpunkt der Betrag, der Gegenstand des

Zahlungsvorganges ist, spatestens am Ende des folgenden
Geschaftstags (bei in Papierform ausgelésten Zahlungsvorgangen
am Ende des zweitfolgenden  Geschéftstags) beim
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers einlangt. Dieser
Absatz findet nur auf folgende Zahlungsvorgange Anwendung:
- Zahlungsvorgange in Euro innerhalb des Europaischen
Wirtschaftsraumes (EWR),
- Zahlungsvorgdnge, bei denen Betrdge in Euro auf ein
Konto in_einem nicht dem Euro-Wahrungsgebiet angehdrenden
EWR-Vertragsstaat transferiert werden und in diesem die
Wahrungsumrechnung durchgefihrt wird.
{3)———(4) Fir nicht in Abs. 3 genannte Zahlungsvorgange
innerhalb des EWR betragt die Ausfihrungsfrist héchstens 4
Geschéftstagenur auf Zahlungsvorgange innerhalb des EWR in
Euro-Anwendung.
@) . .. . _dieni

‘ gsvorgang - .
Euro, —sonde a 755..EEE.E.E:gEEEE‘
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B. Gutschriften und Stornorecht

Z 40. (1) Bei aufrechtem Girokontovertrag ist das Kreditinstitut
verpflichtet und unwiderruflich befugt, Geldbetrage fur den Kunden
entgegenzunehmen und seinem Konto gutzubringen. Den Auftrag,
einem Kunden einen Geldbetrag zur Verfligung zu stellen, wird das
Kreditinstitut durch Gutschrift des Betrages auf dem Konto des
Zahlungsempfangers ausfiihren, wenn sich aus dem Auftrag nichts
anderes ergibt. Wird das im Auftrag angegebene Konto des Kunden
nicht in jener Wahrung gefiihrt, auf die der Auftrag lautet, erfolgt die
Gutschrift nach Umrechnung in die Wahrung des Kontos zum Kurs
des Tages, an dem der im Auftrag genannte Geldbetrag zur
Verfligung des Kreditinstituts steht und von diesem verwertet
werden kann.

(2) Informationen Uber seinem Konto gutgeschriebene
Uberweisungen (Referenz, Betrag, Wahrung, Entgelte, Zinsen,
Wechselkurs, Wertstellung der Gutschrift) werden dem Kunden, der
Verbraucher ist, — sofern nicht ohnehin anlasslich der jeweiligen
Transaktion im Kontoauszug ausgewiesen — auf Anfrage einmal
monatlich vom Kreditinstitut auf die mit dem Kunden im
Kontovertrag vereinbarte Weise derart zuganglich gemacht, dass er
diese unverandert aufbewahren und reproduzieren kann. Darliber
hinaus kann der Kunde vom Kreditinstitut verlangen, dass diese
Informationen einmal monatlich gegen angemessenen
Kostenersatz libermittelt werden.

(3) Das Kreditinstitut ist berechtigt, eigene Entgelte fir die
Uberweisung vom gutzuschreibenden Betrag abzuziehen. Das
Kreditinstitut wird den Uberweisungsbetrag und abgezogene
Entgelte gesondert ausweisen.

(4) Das Kreditinstitut kann Gutschriften, die es aufgrund eines
eigenen Irrtums vorgenommen hat, jederzeit stornieren. In anderen
Fallen wird das Kreditinstitut die Gutschrift nur dann stornieren,
wenn ihm die Unwirksamkeit des Uberweisungsauftrags eindeutig
nachgewiesen  wurde. Durch  einen  zwischenzeitlichen
Rechnungsabschluss wird das Recht zum Storno nicht beseitigt.
Besteht das Recht zum Storno, kann das Kreditinstitut die
Verfligung Uber die gutgeschriebenen Betrage verweigern.

(5) Fir Unternehmer gilt: Auch nach Beendigung des
Kontovertrages ist das Kreditinstitut berechtigt, Geldbetrage fiir den

Kunden entgegenzunehmen, soweit Verbindlichkeiten des Kunden
aus dem Konto bestehen.

C. Gutschrift Eingang vorbehalten

Z 41. (1) Schreibt das Kreditinstitut Betrage, die es auftrags des
Kunden einzuziehen hat (insbesondere im Rahmen des Inkasso von
Schecks, Wechseln und anderen Wertpapieren, Lastschriften etc.)
oder die auf das Konto des Kunden Gberwiesen werden sollen, dem
Konto des Kunden gut, bevor der einzuziehende oder tiberwiesene
Betrag beim Kreditinstitut eingelangt ist, so geschieht dies nur unter
Vorbehalt des tatsachlichen Einlangens des gutgeschriebenen
Betrags beim Kreditinstitut. Dies gilt auch dann, wenn der
einzuziehende Betrag beim Kreditinstitut zahlbar sein sollte.

(2) Auf Grund des Vorbehalts ist das Kreditinstitut berechtigt, die
Gutschrift durch einfache Buchung rickgangig zu machen, wenn
der Einzug oder die Uberweisung gescheitert ist oder aufgrund der
wirtschaftlichen ~ Verhaltnisse eines  Zahlungsverpflichteten,
behérdlicher Eingriffe oder anderer Griinde absehbar ist, dass das
Kreditinstitut die unbeschrankte Verfligungsmoglichkeit iber den
einzuziehenden oder Uberwiesenen Betrag nicht erlangen wird. (3)
Der Vorbehalt kann ferner ausgelibt werden, wenn der
gutgeschriebene Betrag im Ausland eingezogen oder vom Ausland
Uberwiesen wurde und nach dem auslandischen Recht oder auf
Grund einer mit auslandischen Kreditinstituten getroffenen
Vereinbarung von dritter Seite dem Kreditinstitut riickbelastet wird.
(4) Bei aufrechtem Vorbehalt ist das Kreditinstitut auch berechtigt,
dem Kunden die Verfligung uber die gutgeschriebenen Betrage zu
verweigern. Der Vorbehalt wird durch Rechnungsabschlisse nicht
beseitigt.

D. Belastungsbuchungen

Z 42. (1) Bei Uberweisungsauftragen sind Belastungsbuchungen
erst dann als Mitteilung tber die Durchfiihrung zu verstehen, wenn
die Belastungsbuchung nicht innerhalb von zwei Geschéaftstagen
(siehe Z 39a Abs 1 dieser Bedingungen) riickgéngig gemacht wird.
(2) Schecks und sonstige Zahlungsanweisungen sowie SEPA
Firmenlastschriften sind eingelést, wenn die Belastungsbuchung
auf dem bezogenen Konto des Kunden nicht innerhalb von zwei
Geschaftstagen riickgangig gemacht wird, es sei denn, das
Kreditinstitut hat schon zuvor den Einreicher von der Einlésung
verstandigt oder an ihn Barzahlung geleistet. SEPA-Lastschriften (Z
42a Abs 3) sind mit Ablauf von fiinf Geschéftstagen eingelost.

E. Einziige und SEPA-Lastschriften

Z 42a. (1) Der Kunde stimmt der Belastung seines Kontos mit
Betragen, die von ihm ermachtigte Dritte zu Lasten seines Kontos
beim Kreditinstitut einziehen, zu. Diese Zustimmung kann vom
Kunden jederzeit schriftich widerrufen werden. Ein derartiger
Widerruf wirkt ab dem seinem Eingang beim Kreditinstitut folgenden
Geschéftstag. In gleicher Weise kann gegenuber dem Kreditinstitut
die Zustimmung fur Einzlige eines ermachtigten Dritten auf einen
bestimmten Betrag oder eine bestimmte Periodizitdt oder beides
begrenzt werden. Auch kann der Kunde das Kreditinstitut
beauftragen, samtliche Lastschriften auf sein Konto oder samtliche
von einem oder mehreren genannten Zahlungsempfangern
veranlasste Lastschriften zu blockieren bzw. lediglich durch einen

oder mehrere genannte Zahlungsempfanger veranlasste
Lastschriften zu autorisieren.
(2) Das Kreditinstitut fuhrt Einziige und SEPA-Lastschriften,

mit welchen das Konto des Kunden belastet werden soll, aufgrund
der vom einziehenden Kreditinstitut ibermittelten International Bank
Account Number (IBAN) durch. Die Angaben zum IBAN stellen den
Kundenidentifikator dar, an Hand dessen der Einzug bzw. die
SEPA-Lastschrift durchgeflhrt wird. Werden von der einziehenden
Bank darliber hinausgehende Angaben zum Kunden, wie
insbesondere der Name des Kontoinhabers des Kontos, von dem
eingezogen werden soll, gemacht, dienen diese daher lediglich zu
Dokumentationszwecken und bleiben bei der Ausfiihrung des
Einzuges bzw. der SERA-Lastschrift unbeachtet.

(3) Lag dem Kreditinstitut zum Zeitpunkt der Kontobelastung
kein Lastschriftauftrag des Kunden vor (SEPA-Lastschrift), hat das
Kreditinstitut dem ihm binnen acht Wochen, gerechnet ab dem
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Zeitpunkt der Kontobelastung, zugegangenen Verlangen des
Kunden (auch wenn dieser Unternehmer ist), die Kontobelastung
ruckgangig zu machen, ohne weiteres zu entsprechen.

Lag dem Kreditinstitut zum Zeitpunkt der Kontobelastung der
Auftrag eines Kunden, der Unternehmer ist, vor, von einem im
Auftrag bestimmten Dritten eingezogene Betrédge zu Lasten des
Kontos des Kunden zu bezahlen (SEPA-Firmenlastschriftauftrag),
besteht kein Recht des Kunden, die Rickgangigmachung der
Kontobelastung zu verlangen.

(4) Einem berechtigten Verlangen des Kunden auf
Rickgangigmachung einer Belastungsbuchung wird innerhalb von
zehn Geschéftstagen entsprochen.

V. ENTGELTE FUR LEISTUNGEN UND AUFWANDERSATZ
A. Entgelt- und Leistungsanderungen

1. Entgelts- und Leistungsanderungen gegeniiber
Unternehmern
Z 43. (1) Das Kreditinstitut kann im Geschaft mit Unternehmern
Entgelte fir Uber einen langeren Zeitraum anhaltend erbrachte
Leistungen, die das Kreditinstitut oder der Kunde zu leisten hat
(einschlieBlich Soll- und Habenzinsen auf Giro- oder anderen
Konten, Kontofiihrungs-gebthren etc.), unter Bertcksichtigung aller
in Betracht kommenden Umstande (insbesondere Veranderungen
der gesetzlichen Rahmenbedingungen, Veranderungen auf dem
Geld- oder Kapitalmarkt, Veranderungen der
Refinanzierungskosten, Veranderungen des Personal- und
Sachaufwandes, Veranderungen des Verbraucherpreisindex etc.)
nach billigem Ermessen andern. Das Kreditinstitut ist ferner nach
biligem Ermessen zu Leistungsdnderungen berechtigt, die
aufgrund der Anderung gesetzlicher Anforderungen, der Sicherheit
des Bankbetriebs, der technischen Entwicklung oder des erheblich
gesunkenen, die Kostendeckung wesentlich beeintrdchtigenden
Nutzungsgrad einer Leistung notwendig werden.
(2) Anderungen von Leistungen des Kreditinstitutes sowie iber Abs.
1 hinausgehende Anderungen von Entgelten und die Einfiihrung
neuer Entgelte fir schon vereinbarte Leistungen sind nur mit
Zustimmung des Kunden méglich, wobei solche Anderungen, wenn
nicht zuvor eine ausdrickliche Zustimmung des Kunden erteilt wird,
zwei Monate nach Verstandigung des Kunden uber die vom
Kreditinstitut angebotene Anderung wirksam werden, sofern nicht
bis dahin ein schrifticher Widerspruch des Kunden beim
Kreditinstitut einlangt. Das Kreditinstitut wird den Kunden in der
Verstandigung auf die jeweils angebotene Anderung sowie darauf
aufmerksam machen, dass sein Stillschweigen mit Fristablauf als
Zustimmung gilt. Die Verstandigung iiber die angebotene Anderung
kann das Kreditinstitut auf eine mit dem Unternehmer vereinbarte
Weise (z.B. Bereitstellung im trternet-Electronic Banking) zum Abruf
bereithalten.

2. Entgeltsanderungen gegeniiber Verbrauchern auBerhalb der

Zahlungsdienstleistungen (ausgenommen Sollzinssatze)
Z 44 (1)-Die mit Verbrauchern vereinbarten Entgelte (ausgenommen
Soll--und-Habenzinsen) fur die vom Kreditinstitut auRerhalb der
Zahlungsdienstleistungen erbrachten-Uber einen langeren Zeitraum
anhaltend erbrachten Leistungen (wie z. B. Safemiete
Depotgebuhren, Kontofiihrungsentgelte fur Konten, tber die keine
Zahlungsdienstleistungen abgewickelt werden;
Wertpapierdepotgebuhren) werden jahrlich mit Wirkung ab dem 1.
April jeden Jahres der Entwicklung des von der Statistik Austria
veroffentlichten nationalen Verbraucherpreis-index 2000 (der
Indexwert des der Entgelts-anpassung vorangehenden Dezember
wird verglichen mit dem fur die letzte Anpassung mafgeblichen
Indexwert) angepasst (erhdht oder gesenkt), wobei jeweils eine
kaufmannische Rundung auf ganze Cent erfolgt. Erfolgt bei
Erhéhung des Verbraucherpreisindex eine Anhebung der Entgelte
aus welchen Grinden immer nicht, so ist dadurch das Recht auf
Anhebung mit Wirkung fir die Zukunft in den Folgejahren nicht
verloren gegangen. Entgeltanpassungen erfolgen frihestens nach
Ablauf zweier Monate, gerechnet ab dem Zeitpunkt des
Vertragsabschlusses.

fiir

3. Anderungen in
Zahlungsdienstleistungen mit Verbrauchern vereinbarten
Entgelte (ausgenommen Sollzinssatze)

Rahmenvertriagen

Z 45 (1) Anderungen der in einem Rahmenvertrag fir
Zahlungsdienstleistungen (insbesondere des Girokontovertrags)
mit Verbrauchern vereinbarten Entgelte fur Uber einen langeren
Zeitraum anhaltend erbrachte Leistungen (ausgenommen Soll--unré
Habenzinsen) werden dem Kunden vom Kreditinstitut so rechtzeitig
vorgeschlagen, dass ihm die Anderungsmitteilung spatestens zwei
Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihnres Wirksamwerdens
zugeht._Das Anderungsanbot ist dem Kunden mitzuteilen. Diese
Mitteilung erfolgt grundsatzlich per Post an die letzte vom Kunden
bekannt gegebene Anschrift. Abweichend von diesem Grundsatz
wird das Kreditinstitut diese Mitteilung im Electronic Banking unter
«Mitteilungen“ vornehmen, sofern der Kunde mit dem Kreditinstitut
eine Vereinbarung zur Nutzung zumindest eines Electronic
Banking-Produktes abgeschlossen hat.

(2) Die Zustimmung des Kunden zu diesen Anderungen gilt als
erteilt, wenn vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des
Wirksamwerdens kein Widerspruch des Kunden beim Kreditinstitut
einlangt. Darauf wird das Kreditinstitut den Kunden im

Anderungsangebot hinweisen. Ein—derartiges—Anbet—des
roditinsti ‘ £ g S ;

Entgeltsdnderung-bekannt-geben--Der Kunde hat das Recht, den
Rahmenvertrag bis zum Inkrafttreten der Anderung kostenlos
fristlos zu kindigen. Auch darauf wird das Kreditinstitut im
Anderungsangebot hinweisen.

(3) Auf dem in diesem Abs 2 vorgesehenen Weg werden die mit
dem Kunden vereinbarten Entgelte jahrlich mit 1. April jeden Jahres
der Entwicklung des von der Statistik Austria verdffentlichten
nationalen Verbraucherpreisindex 2010 angepasst (erhéht oder
gesenkt), wobei jeweils eine kaufmannische Rundung (Auf- oder
Abrundung) auf ganze Cent erfolgt. Die Anpassung erfolgt durch
Vergleich der Indexwerte November des vergangenen Jahres mit
November des vorvergangenen Jahres. Erfolgt bei Erhéhung des
Index eine Anhebung der Entgelte aus welchen Griinden auch
immer nicht, so ist dadurch das Recht auf diese Anpassung mit
Wirkung fir die Zukunft nicht verloren gegangen. Senkungen
werden jedenfalls durchgefiihrt.

In_der Anderungsmitteilung wird das Kreditinstitut dem Kunden
neben Ausmal und Zeitpunkt des Wirksamwerdens der
vorgeschlagenen Anderung des Entgelts den Zeitpunkt der letzten
davor vorgenommenen Anderung des Entgelts und die
Verdnderung des Verbraucherpreisindex seit der letzten
Entgeltdnderung bekannt geben.

D. Anderung der Zinssitze gegeniiber _Verbrauchern

(ausgenommen Kreditvertrage)

Z 45a. Wurde mit dem Verbraucher keine Anpassungsklausel
vereinbart oder beabsichtigt das Kreditinstitut - auRer bei
Kreditvertrdgen - eine Anderung dieser Anpassungsklausel, so
bietet das Kreditinstitut diese Anderung spétestens zwei Monate vor
dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens an. Die
Zustimmung des Kunden zu diesen Anderungen gilt als erteilt, wenn
beim Kreditinstitut vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des
Wirksamwerdens kein Widerspruch des Kunden einlangt. Darauf
wird das Kreditinstitut _den Kunden im _Anderungsangebot
hinweisen. Sollte das Anderungsangebot ein Konto, iiber das
Zahlungsdienstleistungen abgewickelt werden, betreffen, so hat der
Kunde das Recht, den Rahmenvertrag bis zum Inkrafttreten der
Anderung kostenlos fristios zu kiindigen. Auch darauf wird das
Kreditinstitut im Anderungsangebot, in dem die Anpassungsklausel
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darzustellen ist, hinweisen. Sollte das Anderungsangebot ein Konto,
Uber das Zahlungsdienstleistungen abgewickelt werden, betreffen,
so ist das Anderungsangebot dem Kunden vom Kreditinstitut auf
Papier oder, wenn der Kunde damit einverstanden ist, auf sonstigen
dauerhaften Datentrdger mitzuteilen.

E. Anderungen der mit Verbrauchern _vereinbarten

Dauerleistungen (ausgenommen Zinsen)

Z 45b. (1) Anderungen der vom Kreditinstitut dem Kunden zu
erbringenden Dauerleistungen werden dem Kunden vom
Kreditinstitut spatestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen
Zeitpunkt ihres Inkrafttretens angeboten. Die Zustimmung des
Kunden zu diesen Anderungen gilt als erteilt, wenn beim
Kreditinstitut vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Inkrafttretens
kein Widerspruch des Kunden einlangt. Darauf wird das
Kreditinstitut den Kunden im Anderungsangebot hinweisen.

Das Kreditinstitut kann das Anderungsangebot auf eine mit dem
Kunden vereinbarte Weise zum Abruf bereithalten. Sollte das
Anderungsangebot jedoch Zahlungsdienste betreffen, so ist es dem
Kunden mitzuteilen und der Kunde hat das Recht, den
diesbeziiglichen Rahmenvertrag bis zum Inkrafttreten der Anderung
kostenlos fristlos zu kindigen. Auch auf dieses Kiindigungsrecht
wird das Kreditinstitut im Anderungsangebot hinweisen.

(2) Auf dem in Abs 1 vorgesehenen Weg darf das Kreditinstitut mit
dem Kunden eine Leistungsanderung jedoch nur vereinbaren, wenn

dies unter Beriicksichtigung aller Umsténde (Anderung der
vorherrschenden Kundenbediirfnisse, gesetzlicher und
aufsichtsbehoérdlicher  Anforderungen, der  Sicherheit des

Bankbetriebs, der technischen Entwicklung oder des erheblich
gesunkenen, die Kostendeckung wesentlich beeintrdchtigender
sinkender Nutzungsgrad der Leistung) sachlich gerechtfertigt ist.
Eine solche sachliche Rechtfertigung liegt nur dann vor, wenn sich
aus der angebotenen Leistungsadnderung

- eine Ausweitung der Leistungen des Kreditinstituts oder eine fir
den Kunden zumutbare Einschrankung der Leistungen des
Kreditinstituts

- und keine unverhaltnismaRigen Anderungen wesentlicher Rechte
und Pflichten zu Gunsten des Kreditinstitutes ergeben.

B. Aufwandersatz durch Unternehmer

Z 46. Der Kunde, der Unternehmer ist, tragt alle aufgrund der
Geschaftsverbindung mit ihm entstehenden, notwendigen und
nitzlichen Aufwendungen, Auslagen, Spesen und Kosten,
insbesondere Stempel- und Rechtsgebiihren, Steuern, Porti,
Kosten flr Versicherung, Rechtsvertretung, Betreibung und
Einbringung, betriebswirtschaftliche Beratung, Telekommunikation
sowie Bestellung, Verwaltung und Verwertung oder Freigabe von
Sicherheiten. Das Kreditinstitut darf diese Aufwendungen ohne
Einzelaufstellung in einem Gesamtbetrag in Rechnung stellen,
soweit der Kunde nicht ausdrucklich eine Einzelaufstellung verlangt.

C. Aufwandersatz durch Unternehmer

Z 47. (1) Der Kunde, der Unternehmer ist, tragt alle aufgrund der
Geschaftsverbindung mit ihm entstehenden, notwendigen und
nutzlichen Aufwendungen, Auslagen, Spesen und Kosten,
insbesondere Stempel- und Rechtsgebihren, Steuern, Porti,
Kosten flir Versicherung, Rechtsvertretung, Betreibung und
Einbringung, betriebswirtschaftliche Beratung, Telekommunikation
sowie Bestellung, Verwaltung und Verwertung oder Freigabe von
Sicherheiten.

(2) Das Kreditinstitut darf diese Aufwendungen ohne
Einzelaufstellung in einem Gesamtbetrag in Rechnung stellen,
soweit der Kunde nicht ausdriicklich eine Einzelaufstellung verlangt.

VI. SICHERHEITEN

A. Bestellung und Verstarkung von Sicherheiten

Veranderung des Risikos

Z 48. (1) Wenn nach Abschluss eines Vertrages Umstéande eintreten
oder bekannt werden, aufgrund derer die Erfillung der
Verpflichtungen des Kunden aus diesem Vertrag gefahrdet ist
(,Risikoerhéhung"), ist das Kreditinstitut berechtigt, schriftlich die
Bestellung oder Verstarkung von Sicherheiten fir diese
Verpflichtungen innerhalb einer Frist von mindestens zwei Monaten
zu verlangen. Eine Risikoerhéhung kann sich insbesondere
ergeben aus einer wesentlichen Verschlechterung des Vermdégens
oder Einkommens des Kunden oder eines Mitverpflichteten
oder der nachteiligen Entwicklung des Werts von Sicherheiten. Das
AusmalR der Sicherheitenbestellung hat dem Ausmal® der
Risikoerhéhung zu entsprechen. (2) Das in Abs 1 vorgesehene
Recht des Kreditinstituts auf Verstarkung der Sicherheiten besteht
auch dann, wenn bei Entstehen der Anspriiche die Bestellung von
Sicherheiten nicht verlangt wurde. Fir die allféllige spatere Freigabe
der Sicherheiten gilt Z 52.

(3) Abweichend von den vorstehenden Abs 1 und 2 gilt gegentber
Unternehmern:

Wenn nachtraglich Umstande eintreten oder bekannt werden, die
eine erhdhte Risikobewertung der Anspriche gegen den Kunden
rechtfertigen, ist das Kreditinstitut berechtigt, die Bestellung oder
Verstarkung von Sicherheiten innerhalb angemessener Frist zu
verlangen. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn sich die
wirtschaftlichen Verhéltnisse des Kunden nachteilig verandert
haben oder zu verandern drohen oder die vorhandenen
Sicherheiten sich wertmaRig verschlechtert haben oder zu
verschlechtern drohen. Dies gilt auch, wenn bei Entstehen der
Anspriiche die Bestellung von Sicherheiten nicht verlangt wurde.
Fur eine Risikoerhéhung aus einer im Hinblick auf die Riickzahlung
eines Kredits wesentlich nachteiligen Entwicklung des Kurses der
Fremdwahrung, in der der Kredit gewahrt wurde, gilt Z 75.

B. Pfandrecht des Kreditinstituts

1. Umfang und Entstehen
Z 49. (1) Fur Verbraucher gilt: Der Kunde raumt dem Kreditinstitut
fur Forderungen des Kreditinstitutes aus der Geschaftsbeziehung,
fur  die keine gesonderten Sicherheitsvereinbarungen
abgeschlossen wurden oder der Wert eines bestehenden
Pfandrechts wegen der nicht vom Kreditinstitut verschuldeten
Verschlechterung der Pfandsache zur Sicherung der Forderung des
Kreditinstituts nicht mehr ausreicht, ein Pfandrecht ein. Das
Pfandrecht wird

- an den pfandbaren Forderungen des Kunden gegenuiber dem

Kreditinstitut (Kontoguthaben) bis zur Héhe der Forderung des
Kreditinstituts sowie
- an Wertpapieren (inklusive Zins- und Gewinnanteilscheinen)
und Edelmetallen bis zur Héhe der doppelten Forderung des
Kreditinstituts, welche mit Willen des Kunden im Rahmen der

Geschaftsbeziehung zum Kreditinstitut in die Innehabung des
Kreditinstituts gelangen, begriindet. Das Pfandrecht umfasst nicht
das auf Basis der Einkiinfte des Kunden ermittelte monatliche
Existenzminimum gemaf § 291 a EO.
(2) Far Unternehmer gilt: Der Kunde raumt dem Kreditinstitut ein
Pfandrecht an Sachen und Rechten jeder Art ein, die mit Willen
des Kunden im Zusammenhang mit irgendeinem mit dem
Kreditinstitut getatigten Bankgeschaft in die Innehabung des
Kreditinstituts gelangen.

Z 50. (1) Das Pfandrecht sichert die Anspriiche des Kreditinstituts
gegen den Kunden aus der Geschaftsverbindung, einschlieRlich der
Gemeinschaftskonten, auch wenn die Anspriiche bedingt, befristet
oder noch nicht fallig sind.

(2) Das Pfandrecht entsteht mit der Erlangung der Innehabung der
Pfandsache durch das Kreditinstitut, sofern Anspriiche des
Kreditinstituts geman Abs 1 bestehen, andernfalls mit dem Zeitpunkt
des spateren Entstehens solcher Anspriche.

2. Ausnahmen vom Pfandrecht

Z 51. (1) Nicht vom Pfandrecht umfasst sind Sachen und Rechte,
die vom Kunden vor Entstehen des Pfandrechtes fiur die
Durchfiihrung eines bestimmten Auftrags gewidmet wurden, wie
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z.B. Betrage fur die Einlésung eines bestimmten Schecks oder
Wechsels, sowie zur Ausfilhrung einer bestimmten Uberweisung.
Dies gilt jedoch nur so lange, als die Widmung aufrecht ist.

(2) Das Kreditinstitut wird unbeschadet des bestehenden
Pfandrechtes Dispositionen des Kunden zugunsten Dritter tber
Guthaben auf Girokonten durchfiihren, solange dem Kunden keine
Mitteilung des Kreditinstituts Uber die Geltendmachung des
Pfandrechtes zugegangen ist. Eine Pfandung des Guthabens gilt
nicht als Disposition des Kunden.

(3) Das Pfandrecht erstreckt sich weiters nicht auf
Vermogenswerte, die der Kunde vor Entstehen des Pfandrechtes
dem Kreditinstitut als Treugut schriftlich offen gelegt hat oder die
ohne den Willen des Kunden in die Innehabung des Kreditinstituts
gelangt sind.

C. Freigabe von Sicherheiten

Z 52. Auf Verlangen des Kunden wird das Kreditinstitut Sicherheiten
freigeben, soweit es an diesen kein  berechtigtes
Sicherungsinteresse hat.

D. Verwertung von Sicherheiten

1.Verkauf

Z 52a. Die nachfolgenden Ziffern 53 bis 57 regeln, wie das
Kreditinstitut bei Verwertung von Sicherheiten vorgehen darf.
Voraussetzung daflr ist (ausgenommen den in Z 56 geregelten Fall
des Eintritts der Falligkeit einer als Sicherheit bestellten Forderung
vor Falligkeit der besicherten Forderung) in jedem Fall, dass die
besicherte Forderung fallig und die

Verwertungsberechtigung nach den anwendbaren vertraglichen und
gesetzlichen Bestimmungen eingetreten ist. Dies setzt voraus, dass
dem Kunden die Verwertung der Sicherheit unter Bekanntgabe der
Hohe der besicherten Forderung angedroht wurde und seit dieser
Androhung zumindest ein Monat vergangen ist. Ist der Kunde
Unternehmer, betragt diese Frist eine Woche. Die Androhung darf
unterbleiben, wenn sie etwa wegen unbekannten Aufenthalts des
Kunden untunlich ist. In diesem Fall lauft die angesprochene Frist
ab Falligkeit der besicherten Forderung. Eine Verwertung vor Ablauf
der Frist ist zulassig, wenn bei Zuwarten ein erheblicher und
dauernder Wertverlust droht.

Z 53. Sicherheiten, die einen Markt- oder Borsepreis haben, wird
das Kreditinstitut durch Freihandverkauf zu diesem Preis verwerten.

Z 54. Fur Unternehmer gilt: Sicherheiten, die keinen Markt- oder
Borsepreis haben, wird das Kreditinstitut von einem dazu befugten
unabhangigen Sachverstandigen schatzen lassen. Das Ergebnis
der Schatzung wird das Kreditinstitut dem Kunden zusammen mit
der Aufforderung mitteilen, binnen angemessener, zwei Wochen
nicht unterschreitender Frist einen Kaufinteressenten namhaft zu
machen, der auch innerhalb dieser Frist zumindest den ermittelten
Schatzwert als Kaufpreis an das Kreditinstitut bezahlt. Wird vom
Kunden innerhalb der Frist kein Kaufinteressent namhaft gemacht
bzw. der Kaufpreis vom namhaft gemachten Interessenten nicht
bezahlt, ist das Kreditinstitut unwiderruflich berechtigt, die
Sicherheit im Namen des Kunden zumindest zum Schéatzwert zu
verkaufen. Der Verkaufserlos dient der Tilgung der besicherten
Forderungen, ein allfalliger Uberhang steht dem Kunden zu.

2. Exekution und auBergerichtliche Versteigerung

Z 55. Das Kreditinstitut ist auch berechtigt, die Sicherheit exekutiv
zu verwerten oder - soweit sie keinen Markt- oder Borsepreis hat -
auBergerichtlich im Wege einer offentlichen Versteigerung durch
einen dazu befugten Unternehmer versteigern zu lassen. Zeit und
Ort und eine allgemeine Umschreibung der Sicherheit sind 6ffentlich
bekanntzugeben. Der Sicherheitengeber und Dritte, denen Rechte
an der Sicherheit zustehen, sind hiervon zu benachrichtigen.

3. Einziehung

Z 56. Fir Unternehmer gilt: Das Kreditinstitut darf die ihm als
Sicherheit bestellten Forderungen aller Art (einschlieRlich der in
Wertpapieren verbrieften) bei Falligkeit der besicherten Forderung
kiindigen und einziehen. Vorher ist die Einziehung der als Sicherheit
dienenden Forderung bei deren Falligkeit zulassig. Bei drohendem
erheblichem und dauerndem Wertverlust der als Sicherheit

dienenden Forderung ist deren Kiindigung selbst vor ihrer Falligkeit
zulassig. Der Kunde ist davon nach Médglichkeit vorweg zu
informieren. Vor Falligkeit der besicherten Forderung eingezogene
Betrage treten als Pfand an die Stelle der eingezogenen Forderung.

Z 57. entféllt

E. Zuriickbehaltungsrecht

Z 58. Das Kreditinstitut kann ihm obliegende Leistungen an den
Kunden wegen aus der Geschéaftsverbindung entstandener
Anspriiche zurlickbehalten, auch wenn sie nicht auf demselben
rechtlichen Verhaltnis beruhen. Die Z 50 und 51 gelten
entsprechend.
VIl. AUFRECHNUNG UND VERRECHNUNG
A. Aufrechnung

1. Durch das Kreditinstitut

Z 59. (1) Das Kreditinstitut ist berechtigt, zwischen samtlichen
Anspriichen des Kunden, soweit sie pfandbar sind, und sadmtlichen
Verbindlichkeiten des Kunden ihm gegeniber aufzurechnen.

(2) Das Kreditinstitut wird unbeschadet des bestehenden
Aufrechnungsrechtes Dispositionen des Kunden zugunsten Dritter
Uber Guthaben aus Girokonten durchflihren, solange dem Kunden
keine Aufrechnungserklarung zugegangen ist. Eine Pfandung des
Guthabens gilt nicht als Disposition des Kunden.

2. Durch den Kunden

Z 60. Der Kunde, der Verbraucher ist, ist nur dann berechtigt, seine
Verbindlichkeiten durch Aufrechnung aufzuheben, wenn das
Kreditinstitut zahlungsunfahig ist, oder die Forderung des Kunden in
rechtlichem Zusammenhang mit seiner Verbindlichkeit steht oder
die Forderung des Kunden gerichtlich festgestellt oder vom
Kreditinstitut anerkannt worden ist. Der Kunde, der Unternehmer ist,
verzichtet hiermit auch in diesen Fallen unbedingt und
unwiderruflich darauf, seine Verbindlichkeiten durch Aufrechnung
aufzuheben.

B. Verrechnung

Z 61. Im Geschéaft mit Unternehmern kann das Kreditinstitut
abweichend von den Bestimmungen des § 1416 ABGB Zahlungen
zunachst insoweit auf Forderungen des Kreditinstituts anrechnen,
als fur diese keine Sicherheit bestellt wurde, oder der Wert der
bestellten Sicherheit die Forderungen nicht deckt. Dabei ist es ohne
Bedeutung, wann die Falligkeit der einzelnen Forderungen
eingetreten ist. Dies gilt auch im Rahmen eines
Kontokorrentverhéltnisses.

Im Geschaft mit Verbrauchern kann das Kreditinstitut, mangels
anderer Zahlungswidmung durch den Verbraucher Zahlungen
zunachst auf Forderungen anrechnen, fiir die keine Sicherheiten
bestellt wurden bzw. der Wert der Sicherheit die Forderungen nicht
deckt.

Dabei ist es ohne Bedeutung, wann die Falligkeit der einzelnen
Forderungen eingetreten ist. Dies gilt auch im Rahmen eines
Kontokorrentverhaltnisses.

BESONDERE GESCHAFTSARTEN
. HANDEL IN WERTPAPIEREN UND ANDEREN WERTEN
A. Anwendungsbereich

Z 62. Die Bedingungen der Z 63 bis 67 gelten fiir Wertpapiere und
andere Werte, selbst wenn sie nicht verbrieft sind.

B. Art der Durchfiihrung

Z 63. (1) Das Kreditinstitut fihrt Auftrage seines Kunden zum Kauf
und Verkauf von Wertpapieren in der Regel als Kommissionar aus.
(2) Vereinbart das Kreditinstitut mit dem Kunden hingegen
einen Festpreis, so schlie3t es einen Kaufvertrag ab.
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(3) Der Kunde erklart hiermit sein Einverstandnis zu den
Grundsatzen der Auftragsausfihrung (Durchfiihrungspolitik) des
Kreditinstitutes, auf deren Grundlage das Kreditinstitut - mangels
anderer Weisung - die Auftrage des Kunden durchfiihren wird. Uber
wesentliche Anderungen der Grundsétze der

Auftragsausfiihrung wird das Kreditinstitut den Kunden informieren.
(4) Das Kreditinstitut kann ihm zugekommene Auftrdge zum Kauf
und Verkauf von Wertpapieren auch teilweise ausfihren, wenn die
Marktlage eine vollstdndige Durchfiihrung nicht zulasst.

C. Ausfiihrungsort

Z 64. Fur die Ausfihrung sind die am Ausflihrungsort geltenden
Rechtsvorschriften und Usancen maf3gebend.

D. Zeitliche Durchfiihrung

Z 65. Ist der Auftrag fir eine taggleiche Ausfiihrung nicht so
rechtzeitig eingegangen, dass seine Bericksichtigung im Rahmen
des ordnungsgemalen Arbeitsablaufes moglich ist, so wird er fir
den nachsten Bérsetag vorgemerkt.

E. Fehlende Deckung

Z266. (1) Das Kreditinstitut darf die  Ausflhrung von
Wertpapiergeschaften ganz oder teilweise unterlassen, wenn keine
entsprechende Deckung vorhanden ist.

(2) Das Kreditinstitut ist jedoch berechtigt, solche
Wertpapiergeschafte auszufiihren, sofern ihm nicht erkennbar ist,
dass der Kunde die Durchfiihrung des Auftrages nur bei Deckung
winscht.

(3) Schafft der Kunde trotz Aufforderung keine Deckung an,
so ist das Kreditinstitut berechtigt, auf Rechnung des Kunden zum
bestmaoglichen Kurs ein Glattstellungsgeschaft abzuschlielRen.

F. Auslandsgeschifte

Z 67. Wird dem Kunden ein Anspruch auf Lieferung von
Wertpapieren gutgeschrieben (Wertpapierrechnung), so entspricht
der Anspruch des Kunden gegen das Kreditinstitut dem Anteil, den
das Kreditinstitut auf Rechnung des Kunden am gesamten vom
Kreditinstitut fir seine Kunden gehaltenen Bestand an
Wertpapieren der—selben Art im Ausland entsprechend den
jeweiligen Rechtsvorschriften und Usancen halt.

G. Geschifte in Aktien

Z 68. Bei Geschaften in Aktien, deren endglltige Stlicke noch nicht
im Verkehr sind, haftet das Kreditinstitut weder fir die Ausgabe der
Stiicke seitens der Aktiengesellschaft noch fiir die Méglichkeit einer
Auslibung der Aktionarsrechte vor Ausgabe der Aktien.

Il. VERWAHRUNG VON WERTPAPIEREN UND ANDEREN
WERTEN

A. Depotverwahrung

Z 69. (1) Das Kreditinstitut ist berechtigt, bei ihm erlegte Wertpapiere
dem Depot des Beglinstigten anzureihen.

(2) Das Kreditinstitut wird ausdricklich ermachtigt, im Inland
ausgestellte Wertpapiere auch im Ausland und im Ausland
ausgestellte Wertpapiere auch im Inland aufzubewahren. Ebenso
ist es ermachtigt, auf Namen lautende im Ausland ausgestellte
Wertpapiere unter dem Namen des inléandischen Verwahrers oder
unter dem des Vertrauensmannes des auslandischen Verwahrers
("nominee”) eintragen zu lassen.

(3) Das Kreditinstitut haftet gegentiber einem Unternehmer
nur fur die sorgfaltige Auswahl des Drittverwahrers, wobei leichte
Fahrlassigkeit nicht schadet.

B. Einlosung von Wertpapieren, Bogenerneuerung,
Verlosung, Kiindigung

Z 70. (1) Das Kreditinstitut sorgt fir Abtrennung der falligen Zins-,
Gewinn- und Ertragnisanteilscheine und zieht deren Gegenwert ein.

Neue Zins-, Gewinn- und Ertragnisanteilscheinbogen besorgt das
Kreditinstitut ohne besonderen Auftrag.

(2) Verlosungen, Kiindigungen und sonstige derartige
MaBnahmen hinsichtlich der verwahrten Wertpapiere (berwacht
das Kreditinstitut, soweit Bekanntmachungen hierliber im "Amtsblatt
zur Wiener Zeitung” oder im "Mercur” Authentischer
Verlosungsanzeiger erscheinen. Das Kreditinstitut I6st verloste und
gekundigte Wertpapiere sowie Zins-, Gewinn- und
Ertragnisanteilscheine ein.

(3) Die Pflichten gemaR den Abs 1 und 2 obliegen bei
drittverwahrten Wertpapieren  dem Drittverwahrer. Bei
auslandsverwahrten Wertpapieren ist das Kreditinstitut nicht
verpflichtet, die Nummern in Wertpapierrechnung gutgebrachter,
insbesondere auch verlosbarer Wertpapiere, dem Kunden
mitzuteilen; das Kreditinstitut bestimmt dann durch Verlosung,
welchen Kunden die verlosten Wertpapiere zuzuteilen sind. Werden
hingegen Nummern verlosbarer Wertpapiere mitgeteilt, so haben
sie nur fir die Verlosung und Tilgung Bedeutung, jedoch nur so
lange, als dies nach der ausléndischen Ubung der Fall ist. Ware
nach der auslandischen Ubung mit anteilsmaRiger Verteilung der
Einldsungsbetrage verloster Wertpapiere vorzugehen und wéren
hierbei die einzelnen Kunden verbleibenden Anteile in Stiicken nicht
darstellbar, dann sind die Kunden, deren Anteile eingel6st werden,
durch Verlosung zu ermitteln.

C. Priifungspflicht des Kreditinstituts

Z 71. Ob inlandische Wertpapiere von  Aufgeboten,
Zahlungssperren und dergleichen betroffen sind, wird einmalig aus
Anlass der Einlieferung beim Kreditinstitut von diesem an Hand der
ihm zur Verfligung stehenden inlandischen Unterlagen geprift. Die
Uberpriifung auf Aufgebotsverfahren zur Kraftioserklarung von
Wertpapieren erfolgt auch nach Einlieferung.

D. Benachrichtigung vom Umtausch und von sonstigen
MaBRnahmen

Z 72. Bei Konvertierung, Kapitalerhéhung, Kapitalherabsetzung,
Verschmelzung, Ausubung oder Verwertung von Bezugsrechten,
Aufforderung zur Einzahlung, Zusammenlegung, Umstellung,
Umtauschangebot, Arrosion und sonstige wichtige die Wertpapiere
betreffenden MaRnahmen wird das Kreditinstitut, wenn hiertber
eine Bekanntmachung im ,Amtsblatt der Wiener Zeitung*
erschienen ist oder dem Kreditinstitut namens der Emissionsstelle
oder vom auslandischen Verwahrer rechtzeitig zukommt, den
Kunden zu benachrichtigen versuchen. Erteilt der Kunde keine
rechtzeitigen Weisungen, so wird das Kreditinstitut nach bestem
Ermessen unter Berlcksichtigung des Kundeninteresses handeln,
insbesondere sonst verfallende Rechte zum letztmdglichen
Zeitpunkt verwerten.

1lIl. HANDEL IN DEVISEN UND VALUTEN
A. Art der Durchfiihrung

Z 73. Uber Devisen und Valuten schlieBt das Kreditinstitut mit dem
Kunden einen Kaufvertrag ab. Wird vereinbart, dass das
Kreditinstitut als Kommissionar fir den Kunden tatig wird, gelten die
fur das Kommissionsgeschaft im Abschnitt Uber den Handel in
Wertpapieren getroffenen Regelungen sinngemaf. Ein allfalliger
Selbsteintritt bedarf keiner ausdricklichen Anzeige gemafll § 405
UGB.

B. Termingeschafte

Z 74. (1) Bei Termingeschaften kann das Kreditinstitut vom Kunden
angemessene Zeit vor der Falligkeit den Nachweis dafiir verlangen,
dass die vom Kunden geschuldete Leistung fristgerecht auf dem
vereinbarten Konto einlangen wird. Wird dieser Nachweis nicht
erbracht, oder steht aufgrund anderer Umstande fest, dass der
Kunde seine Verpflichtungen nicht erfillen wird, ist das Kreditinstitut
berechtigt, auch schon vor der vereinbarten Falligkeit zum
bestmoglichen Kurs ein Glattstellungsgeschaft abzuschlielen.

(2) Das Kreditinstitut ist - auch ohne vorherige Vereinbarung
- berechtigt, eine Deckung fir das Verlustrisiko zu verlangen, wenn
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sich dieses Risiko nach fachkundiger Beurteilung erhdht oder die
Vermodgenslage des Kunden verschlechtert hat. Die Deckung ist
mangels anderer Vereinbarung in Geld zu erlegen. An den zur
Deckung erlegten Werten besteht ein Pfandrecht zugunsten des
Kreditinstituts. Wird die Deckung nicht erlegt, ist das Kreditinstitut
berechtigt, zum bestmdglichen Kurs ein Glattstellungsgeschaft
abzuschlielRen.

(3) Tatigt das Kreditinstitut gemal Abs 1 oder 2 ein
Glattstellungsgeschéaft, so geht eine dabei entstehende
Kursdifferenz zu Lasten bzw. zu Gunsten des Kunden. Alle
auflaufenden Spesen tragt der Kunde.

IV. FREMDWAHRUNGSKREDITE

Z 75. (1) Fremdwahrungskredite sind effektiv, das heif3t in der
Wahrung zuritickzuzahlen, in der sie das Kreditinstitut gegeben hat.
Far Unternehmer gilt: Zahlungen in anderer Wahrung gelten als
Sicherheits-leistung, auBer das Kreditinstitut teilt dem Kunden mit,
dass sie zur Tilgung der Kreditverbindlichkeiten herangezogen
werden.

(2) Das Kreditinstitut ist auch berechtigt, einen in fremder Wahrung
aushaftenden Schuldsaldo unter Anzeige an den Kunden in
inlandische Wahrung umzuwandeln,

- wenn aufgrund gesetzlicher oder anderer vom Kreditinstitut nicht
zu vertretender Umstdnde eine Refinanzierung_des einem
Unternehmer gewahrten Kredits in der fremden Wahrung nicht
mehr mdglich ist oder

- wenn der Kredit zur Ganze zur Riickzahlung féllig ist und trotz
Mahnung nicht zurtickgefuhrt wird oder

- wenn sich in Geschéaftsbeziehungen mit Unternehmen durch die
Kursentwicklung der fremden Wahrung das Kreditrisiko erhoht
und das Kreditinstitut innerhalb angemessener Frist keine
ausreichende Sicherstellung erlangt.

V. INKASSO UND DISKONTGESCHAFT, WECHSEL- UND
SCHECKVERKEHR

A. Anwendungsbereich

Z 76. Diese Bedingungen gelten fir Wechsel, Schecks und sonstige
Einzugspapiere = (wie  kaufmannische  Anweisungen und
Verpflichtungsscheine).

B. Inkasso oder Ankauf

Z 77. Das Inkasso der Einzugspapiere (siehe Z 76) erfolgt auf
Grund eines Inkassoauftrages, wobei das Kreditinstitut zur
Annahme dieses Inkassoauftrages nicht verpflichtet ist. Ein Ankauf
(Diskontierung) der Einzugspapiere durch das Kreditinstitut ist
gesondert zu vereinbaren.

C. Rechtzeitigkeit der Auftrage

Z 78. Auftrage zum Inkasso mussen so rechtzeitig eingehen, dass
sie im regelmaBigen Geschéftsgang ohne Zuhilfenahme von
besonderen Eilmitteln ausgefiihrt werden kénnen.

D. Rechte und Pflichten des Kreditinstituts

Z 79. Im Falle der Diskontierung kann das Kreditinstitut in den in Z
41 Abs 2 und 3 genannten Fallen den Verkaufer mit dem vollen
Nominalbetrag zuzlglich aller dem Kreditinstitut angefallenen
Spesen belasten; bei auf fremde Wahrung lautenden Papieren tragt
der Kunde auch das Kursrisiko.

Z 80. In diesen Fallen sowie bei Rickbelastungen von "Eingang
vorbehalten”-Gutschriften (Z 41) verbleiben dem Kreditinstitut die
wertpapierrechtlichen Anspriiche auf Zahlung des vollen Betrages
mit Nebenforderungen gegen den Kunden und jeden aus dem
Papier Verpflichteten bis zur Abdeckung eines aus einer solchen
Ruckbelastung entstandenen Schuldsaldos.

Z 81. Das Kreditinstitut kann vom Kunden die Ubertragung der dem
Papier oder seinem Erwerb durch den Kunden zugrunde liegenden
Forderung sowie aller gegenwartigen und zukiinftigen Rechte aus

den zugrunde liegenden Geschaften einschliellich der damit
zusammenhangenden Sicherheiten verlangen.

Z 82. Das Kreditinstitut braucht bei ihm zahlbar gestellte Papiere nur
einzulésen, wenn ein Auftrag des Kunden rechtzeitig eingegangen
und hinreichende Deckung vorhanden ist.

Z 83. Alle Informationen zur Verarbeitung personenbezogener
Daten stehen ab 25.5.2018 auf www.marchfeld.at und in jeder
Filiale der Marchfelder Bank eG zur Verfiigung. AuRerdem werden
die Informationen Uber den Datenschutz auf Anfrage gerne per Post
zugesendet.

Seite 11 von 11

Firma: Marchfelder Bank eG
Rechtsform: Erwerbs- und
Sitz (inkl. Adressenangabe): 2230 Gansemdorf, Marchfeider-Platz 1-2

und F , L i
bei mit a Haftung
DVR-NR.: 0036283 UID.: ATU168354503, BIC-Code MVOGAT22XXX



http://www.marchfeld.at

	Allgemeine Geschäftsbedingungen für Bankgeschäfte
	I. GRUNDREGELN FÜR DIE BEZIEHUNG ZWISCHEN KUNDE UND KREDITINSTITUT
	II. Bankauskunft
	III. ERÖFFNUNG UND FÜHRUNG VON KONTEN UND DEPOTS
	IV. GIROVERKEHR
	V. ENTGELTE FÜR LEISTUNGEN UND AUFWANDERSATZ
	VI. SICHERHEITEN
	VII. AUFRECHNUNG UND VERRECHNUNG
	I. HANDEL IN WERTPAPIEREN UND ANDEREN WERTEN
	II. VERWAHRUNG VON WERTPAPIEREN UND ANDEREN WERTEN
	III. HANDEL IN DEVISEN UND VALUTEN
	IV. FREMDWÄHRUNGSKREDITE
	V. INKASSO UND DISKONTGESCHÄFT, WECHSEL- UND SCHECKVERKEHR



